
 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Amt für Stadtplanung und - entwicklung TOP: ______ 

Vorl.Nr.: V/2014/3627 Anlage Nr.: ______ 

Datum: 09.10.2014  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich 

Rat 20.10.2014 öffentlich 
 
 
Tagesordnung 

 
Bebauungsplan Nr. 01.26 Hennef (Sieg) - Frankfurter Straße / Bröltalstraße / Kleine 
Umgehung, 10. Änderung; 
1. Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeiti-

gen Beteiligung gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), der Öffentlichen 
Auslegung gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB und der erneuten Öffentlichen Auslegung 
gem. § 4a Abs. 3 BauGB  

2. Satzungsbeschlus 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschließt: 

 
1. Der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB, der öffentlichen Auslegung 
gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB und der erneuten Öffentlichen Auslegung 
gem. § 4a Abs. 3 BauGB wird wie folgt zugestimmt: 
 

1.1  Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Betei-

ligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
 

zu B1, Anlieger 1  
mit Schreiben vom 06.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Es wird Einspruch erhoben gegen die 10. Änderung des Bebauungsplans 01.26 Frank-
furter Straße - Bröltalstraße - kleine Umgehung. Es sind erhebliche Nachteile zu erwar-
ten. 
 
Begründung vom 23.10.2011 
 
1. seit Umbau der Bröltalstraße ist mit extremen Lärm und Abgasen zu kämpfen. Das 

Verkehrsaufkommen hat zugenommen.  
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2. in den Stoßzeiten ist es fast unmöglich die Ampelkreuzung/ Autobahn von Seite des 
Einwenders zu verlassen.  

3. Ein Aufenthalt auf dem Grundstück des Einwenders wird durch Punkt 1 zunichte ge-
macht. 

 
Dies alles fast den ganzen Tag und an sieben Tagen der Woche. Schon jetzt treten ge-
sundheitliche Problem durch diese Maßnahme auf. Durch die 10. und 11. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1.26 und der 44. Änderung des Flächennutzungsplanes werden 
die Punkte 1-3 nur noch erheblich verstärkt. 
 
Abwägung: 
Bereits im Dezember 2006 wurde die Satzung zur 8. Änderung des Bebauungsplanes 
01.26 beschlossen und mit der Bekanntmachung am 21.02.2007 wurde der Plan 
rechtswirksam. Ziel und Zweck der damaligen 8. Bebauungsplanänderung war die ver-
kehrliche und städtebauliche Neuordnung der Stadteinfahrt Hennefs an der Bröltalstra-
ße.  
Dabei wurden insbesondere der Ausbau der lichtsignalgesteuerten Kreuzung im Knoten 
B 478/ ASS Hennef-Ost sowie die Beseitigung des Bahnübergangs an der Bahnstrecke 
Köln – Hennef – Eitorf – Siegen als Maßnahmen bestimmt. Parallel zum damaligen Be-
bauungsplanänderungsverfahren wurde die Entwurfsplanung der klassifizierten Straßen 
L 333, L 125 und B 478 erstellt und als Verkehrsflächen in den Bebauungsplan über-
nommen. Zum damaligen Zeitpunkt wurde davon ausgegangen, dass die Rechtskraft für 
die klassifizierten Straßen durch ein Planfeststellungsverfahren erfolgt. Mittlerweile ist 
der Umbau der Anschlussstelle Hennef-Ost (1. Bauabschnitt) vom Landesbetrieb Stra-
ßenbau Nordrhein-Westfalen (Straßen.NRW) im Jahr 2007 auf Grundlage des rechts-
kräftigen Bebauungsplanes 1.26, 8. Änderung, realisiert worden. Im Bereich der Bahn-
unterführung haben sich jedoch abweichend von den damals festgelegten Verfahrens-
weisen die planungsrechtlichen Voraussetzungen geändert, welche nun durch die ver-
bindliche Bauleitplanung und die hier dargestellte 10. Änderung geschaffen werden sol-
len. Zudem sind die aktuellen Verkehrsdaten und die darauf aufbauenden Ergebnisse 
des Lärmgutachtens im Bebauungsplanverfahren zu berücksichtigen.  
Heute stellt die Bahnstrecke Köln - Hennef - Eitorf - Siegen eine Zäsur im Stadtgefüge 
Hennefs dar. Die südlichen und östlichen Stadtviertel und Ortschaften werden durch die 
Bahnstrecke vom zentralen Bereich an der Frankfurter Straße getrennt. Durch die 
Schließungszeiten an den Bahnübergängen Bröltalstraße und Frankfurter Straße sind 
deutliche Einschränkungen der verkehrlichen Verbindungen über die Bahnstrecke hin-
weg gegeben. Der Neubau einer planfreien Querung an der Bröltalstraße als Unterfüh-
rung der L 125 unter der Bahnstrecke dient also einer Minderung der verkehrlichen 
Auswirkungen und so auch einer Entspannung der vorhandenen Verkehrssituation. Die-
ser Neubau der Unterführung ist jedoch nur durch Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen im Rahmen der 10. Änderung möglich. 
 
Die Bedenken werden daher zurückgewiesen. 
 
Die Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse ist eine zentrale Aufgabe der Bauleitplanung und auch in dieser Bebau-
ungsplanänderung berücksichtigt.  
Im Rahmen der 10. Änderung wurde das vorhandene Lärmgutachten hinsichtlich Ver-
kehrslärm aufgrund der aktuell vorliegenden Verkehrsprognosezahlen angepasst (siehe 
Schalltechnische Untersuchung zur Verkehrsgeräuschsituation innerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 01.26 (10. Änderung) „Frankfurter Straße / Bröltalstraße / kleine Umge-
hung“ (Stand 11/2010) der Stadt Hennef, Bericht Nr. 11 02 001/01, Kramer  
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Schalltechnik GmbH, März 2011). Dabei werden im Bereich der Baugebiete im Plange-
biet Lärmpegel von > 65-70 dB(A) tags und > 60-65 dB(A) nachts an den unmittelbar an 
die Straßen angrenzenden Baugrenzen erreicht, die Lärmpegel nehmen mit zunehmen-
dem Abstand zur Straße entsprechend ab.  
Die in der Bauleitplanung als Anhaltswerte zu betrachtenden Orientierungswerte der DIN 
18005 sind vorrangig von Bedeutung für die Planung von Neubaugebieten mit schutz-
bedürftigen Nutzungen. In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Be-
bauung, bestehenden Verkehrswegen und Gemengelagen lassen sich die Orientie-
rungswerte oft nicht einhalten. Dies ist auch in dem hier vorliegenden Bebauungsplan 
der Fall.  
Aufgrund der im Gutachten ermittelten Verkehrsbelastungen in den WA- und MI-
Gebieten werden diese am Tage und zur Nachtzeit deutlich überschritten. Auch im 
überwiegenden Bereich der GE- und SO-Gebiete werden die Orientierungswerte tags 
und nachts überschritten.  
Aktive Schallschutzmaßnahmen, mit dem Ziel die Verkehrsgeräusche wirkungsvoll ab-
zuschirmen, sind aufgrund der konkreten städtebaulichen Bestandssituation mit den ge-
gebenen Abstandsverhältnissen und den Bauhöhen der Bestandsgebäude praktisch 
nicht realisierbar.  
Zum Schutz der Bebauung vor unzumutbaren Lärmbeeinträchtigungen durch die prog-
nostizierte Verkehrsbelastung sind daher im vorliegenden Bebauungsplan sogenannte 
Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109 gekennzeichnet. Diese ’Lärmpegelbereiche’ (I-VII) 
sind einem ’maßgeblichen Außenlärmpegel’ zugeordnet, die im vorliegenden Fall vom 
Lärmgutachter ermittelt wurden. In Abhängigkeit von den festgesetzten Lärmpegelberei-
chen sind gem. DIN 4109 unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten An-
forderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile einzuhalten.  
Für den vorliegenden Bebauungsplan wurden in der Schalltechnischen Untersuchung 
zum Bebauungsplan Nr. 01.26 (8. Änderung) von der Kramer Schalltechnik GmbH die 
Lärmpegelbereiche III bis V für die Bebauung entlang der Bröltalstraße und Straße ’An 
der Brölbahn’ ermittelt und im Zuge der 10. Änderung an die aktuellen Verkehrsdaten 
angepasst. 
Anhand dieser Lärmpegelbereiche können im konkreten Einzelfall (Baugenehmigung) 
relativ einfach die Anforderung an die Luftschalldämmung und das erforderliche resultie-
rende Schalldämm-Maß von verschiedenen Wand/Fensterkombinationen nachgewiesen 
werden.  
 
Auf Ebene der Bauleitplanung ist daher dem Immissionsschutz ausreichend Rechnung 
getragen.  
 
Darüber hinaus ist für die im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 01.26 geplanten Neu-
bauten und wesentliche Änderungen von öffentlichen Straßen (u.a. Bahnunterführung 
Bröltalstraße) eine gesonderte Beurteilung nach Verkehrslärmschutzverordnung - 16. 
BImSchV erforderlich. 
Um eine belastbare Grundlage für diese schalltechnische Berechnung zu schaffen, wur-
de eine Aktualisierung der Verkehrsuntersuchung unter Berücksichtigung des bereits re-
alisierten Kreisverkehrsplatzes und der Ertüchtigung der Anschlussstelle BAB 478 auf 
den Prognosehorizont 2025 im Jahr 2010 in Auftrag gegeben. 
Für die Beseitigung des plangleichen Bahnübergangs an der L 125 Bröltalstraße in 
Hennef Sieg und die damit verbundene Verlegung der L 125 Richtung Osten an den be-
reits vorhandenen Kreisverkehr Bröltalstraße wurde im September 2010 eine Schall-
technische Untersuchung durch das Büro ISU-Plan, Oberhausen für den Straßenver-
kehrslärm erstellt. 
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Die Verschwenkung der L 125 Bröltalstraße mit Unterführung der Bahnlinie und die 
dadurch verbundene stark veränderte Linienführung ist nach dem vorliegenden Gutach-
ten als erheblicher, baulicher Eingriff in die Substanz des Verkehrsweges im Sinne der 
Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) zu bewerten. Damit war im Rahmen der 
schalltechnischen Untersuchung zu prüfen, ob eine wesentliche Änderung gemäß §1 (2) 
der 16. BImSchV vorliegt und Maßnahmen der Lärmvorsorge zu treffen sind. 
Unter Berücksichtigung der geänderten Verkehrsführung liegen für insgesamt 7 Gebäu-
de Ansprüche auf Lärmvorsorge vor. Für diese Gebäude bestehen die Anspruchsvo-
raussetzungen auf passive Lärmschutzmaßnahmen: 
Bröltalstraße 12, Bröltalstraße 10, Bröltalstraße 8, Bröltalstraße 5b, Bröltalstraße 5c, Im 
Marienfried 41 und Im Marienfried 37. 
 
Ein passiver Lärmschutz für das Grundstück des Einwenders ist durch den Landesbe-
trieb auf Grundlage des Gutachtens Kramer Schalltechnik GmbH vom 29.05.2007 (Be-
richt 06 02 002/02) erfolgt. Dieser rechtliche Anspruch auf Lärmschutz resultierte aus der 
Baumaßnahme zum Bauabschnitt 1. Das Gebäude befindet sich jedoch außerhalb des 
jetzt betrachteten Bauabschnittes. 
 
Es ist verständlich, dass die Verkehrsbelastungen für den Anwohner sehr störend sind. 
Die heute vorhandene Verkehrsbelastung in diesem Bereich hat jedoch seinen Ursprung 
nicht in der 10. Änderung, sondern in dem allgemeinen Mobilitätsverhalten und den Ver-
kehrsmengen auf der Bröltalstraße. Die angedachten und zum Teil bereits umgesetzten 
Straßenbaumaßnahmen der 8. und 10. Änderung tragen zur Entspannung der vorhan-
denen Verkehrssituation bei und erhöhen die Verkehrssicherheit. 
 
Ein Ausbau der Zufahrt u.a. auch zum Grundstück des Einwenders um hier eine bessere 
Zufahrtsmöglichkeit zu gewährleisten ist in Planung und soll 2012 zur Ausführung kom-
men. 
 
Die Bedenken gegen die 10. Änderung werden daher zurückgewiesen, zumal sich der 
Einwender nicht gegen die Änderungsinhalte äußert, sondern die Verkehrsbelastung im 
Bereich des Autobahnanschlusses anspricht. Dies ist nicht Inhalt der 10. Änderung, die 
Verkehrsbelastungen in diesem Bereich werden durch die 10. Änderung auch nicht ver-
stärkt.  
 
zu B2, Anlieger 2  
mit Schreiben vom 14.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Es wird Einspruch erhoben gegen die 10. Änderung des Bebauungsplans 01.26 Frank-
furter Straße - Bröltalstraße - kleine Umgehung. Der Einwender erwartet massive Beein-
trächtigen. 
 
Begründung: 
Als direkter Anwohner einer vielbefahrenen dreispurigen Straße sind erhebliche Einbu-
ßen an Lebensqualität hinzunehmen. Der Verkehrslärm ist teilweise unerträglich. Der 
Sohn schläft nachts nicht durch, weil vorbeifahrende Fahrzeuge ihn wecken. Auch das 
Babyphone spricht auf diesen Lärm an. Für den Einwender selbst ist eine Nachtruhe bei 
geöffnetem Fenster undenkbar. Ein Aufenthalt im Freien/ Garten ist ebenfalls nicht er-
strebenswert. Zudem kommt es gerade im Feierabendverkehr zu minutenlangen Hup-
konzerten frustrierter Autofahrer.  
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Um pünktlich um 17.30 Uhr an seiner Weiterbildungsstätte anzukommen, muss der Ein-
wender spätestens um 17.00 Uhr das Haus verlassen. Durch das hohe Verkehrsauf-
kommen wird entweder aus Richtung Hennef kommend bzw. von der Autobahn aus die 
Kreuzung zugestellt, so dass es nicht möglich ist in der Grünphase die Bröltalstraße zu 
verlassen. Für 2 Kilometer wird hier eine halbe Stunde benötigt. 
 
Ebenfalls auf Unverständnis trifft, dass in Höhe der Adresse des Einwenders 70 km/h 
Höchstgeschwindigkeit erlaubt sind. 50 m vorher und 150 m später aber nur 50 km/h 
Höchstgeschwindigkeit. Dies ist sinnlos, zumal hier geschlossene Ortschaft ist und die 
Lärmbelästigung durch die Autobahnunterführung nicht gemindert sondern subjektiv ge-
stärkt wird. 
 
Abwägung: 
Bereits im Dezember 2006 wurde die Satzung zur 8. Änderung des Bebauungsplanes 
01.26 beschlossen und mit der Bekanntmachung am 21.02.2007 wurde der Plan 
rechtswirksam. Ziel und Zweck der damaligen 8. Bebauungsplanänderung war die ver-
kehrliche und städtebauliche Neuordnung der Stadteinfahrt Hennefs an der Bröltalstra-
ße.  
Dabei wurden insbesondere der Ausbau der lichtsignalgesteuerten Kreuzung im Knoten 
B 478/ ASS Hennef-Ost sowie die Beseitigung des Bahnübergangs an der Bahnstrecke 
Köln – Hennef – Eitorf – Siegen als Maßnahmen bestimmt. Parallel zum damaligen Be-
bauungsplanänderungsverfahren wurde die Entwurfsplanung der klassifizierten Straßen 
L 333, L 125 und B 478 erstellt und als Verkehrsflächen in den Bebauungsplan über-
nommen. Zum damaligen Zeitpunkt wurde davon ausgegangen, dass die Rechtskraft für 
die klassifizierten Straßen durch ein Planfeststellungsverfahren erfolgt. Mittlerweile ist 
der Umbau der Anschlussstelle Hennef-Ost (1. Bauabschnitt) vom Landesbetrieb Stra-
ßenbau Nordrhein-Westfalen (Straßen.NRW) im Jahr 2007 auf Grundlage des rechts-
kräftigen Bebauungsplanes 1.26, 8. Änderung, realisiert worden. Im Bereich der Bahn-
unterführung haben sich jedoch abweichend von den damals festgelegten Verfahrens-
weisen die planungsrechtlichen Voraussetzungen geändert, welche nun durch die ver-
bindliche Bauleitplanung und die hier dargestellte 10. Änderung geschaffen werden sol-
len. Zudem sind die aktuellen Verkehrsdaten und die darauf aufbauenden Ergebnisse 
des Lärmgutachtens im Bebauungsplanverfahren zu berücksichtigen.  
Heute stellt die Bahnstrecke Köln - Hennef - Eitorf - Siegen eine Zäsur im Stadtgefüge 
Hennefs dar. Die südlichen und östlichen Stadtviertel und Ortschaften werden durch die 
Bahnstrecke vom zentralen Bereich an der Frankfurter Straße getrennt. Durch die 
Schließungszeiten an den Bahnübergängen Bröltalstraße und Frankfurter Straße sind 
deutliche Einschränkungen der verkehrlichen Verbindungen über die Bahnstrecke hin-
weg gegeben. Der Neubau einer planfreien Querung an der Bröltalstraße als Unterfüh-
rung der L 125 unter der Bahnstrecke dient also einer Minderung der verkehrlichen 
Auswirkungen und so auch einer Entspannung der vorhandenen Verkehrssituation. Die-
ser Neubau der Unterführung ist jedoch nur durch Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen im Rahmen der 10. Änderung möglich. 
 
Die Bedenken werden daher zurückgewiesen. 
 
Die Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse ist eine zentrale Aufgabe der Bauleitplanung und auch in dieser Bebau-
ungsplanänderung berücksichtigt.  
Im Rahmen der 10. Änderung wurde das vorhandene Lärmgutachten hinsichtlich Ver-
kehrslärm aufgrund der aktuell vorliegenden Verkehrsprognosezahlen angepasst (siehe 
Schalltechnische Untersuchung zur Verkehrsgeräuschsituation innerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 01.26 (10. Änderung) „Frankfurter Straße / Bröltalstraße / kleine Umge- 
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hung“ (Stand 11/2010) der Stadt Hennef, Bericht Nr. 11 02 001/01, Kramer Schalltechnik 
GmbH, März 2011). Dabei werden im Bereich der Baugebiete im Plangebiet Lärmpegel 
von > 65-70 dB(A) tags und > 60-65 dB(A) nachts an den unmittelbar an die Straßen 
angrenzenden Baugrenzen erreicht, die Lärmpegel nehmen mit zunehmendem Abstand 
zur Straße entsprechend ab.  
Die in der Bauleitplanung als Anhaltswerte zu betrachtenden Orientierungswerte der DIN 
18005 sind vorrangig von Bedeutung für die Planung von Neubaugebieten mit schutz-
bedürftigen Nutzungen. In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Be-
bauung, bestehenden Verkehrswegen und Gemengelagen lassen sich die Orientie-
rungswerte oft nicht einhalten. Dies ist auch in dem hier vorliegenden Bebauungsplan 
der Fall.  
Aufgrund der im Gutachten ermittelten Verkehrsbelastungen in den WA- und MI-
Gebieten werden diese am Tage und zur Nachtzeit deutlich überschritten. Auch im 
überwiegenden Bereich der GE- und SO-Gebiete werden die Orientierungswerte tags 
und nachts überschritten.  
Aktive Schallschutzmaßnahmen, mit dem Ziel die Verkehrsgeräusche wirkungsvoll ab-
zuschirmen, sind aufgrund der konkreten städtebaulichen Bestandssituation mit den ge-
gebenen Abstandsverhältnissen und den Bauhöhen der Bestandsgebäude praktisch 
nicht realisierbar.  
Zum Schutz der Bebauung vor unzumutbaren Lärmbeeinträchtigungen durch die prog-
nostizierte Verkehrsbelastung sind daher im vorliegenden Bebauungsplan sogenannte 
Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109 gekennzeichnet. Diese ’Lärmpegelbereiche’ (I-VII) 
sind einem ’maßgeblichen Außenlärmpegel’ zugeordnet, die im vorliegenden Fall vom 
Lärmgutachter ermittelt wurden. In Abhängigkeit von den festgesetzten Lärmpegelberei-
chen sind gem. DIN 4109 unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten An-
forderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile einzuhalten.  
Für den vorliegenden Bebauungsplan wurden in der Schalltechnischen Untersuchung 
zum Bebauungsplan Nr. 01.26 (8. Änderung) von der Kramer Schalltechnik GmbH die 
Lärmpegelbereiche III bis V für die Bebauung entlang der Bröltalstraße und Straße ’An 
der Brölbahn’ ermittelt und im Zuge der 10. Änderung an die aktuellen Verkehrsdaten 
angepasst. 
Anhand dieser Lärmpegelbereiche können im konkreten Einzelfall (Baugenehmigung) 
relativ einfach die Anforderung an die Luftschalldämmung und das erforderliche resultie-
rende Schalldämm-Maß von verschiedenen Wand/Fensterkombinationen nachgewiesen 
werden.  
 
Auf Ebene der Bauleitplanung ist daher dem Immissionsschutz ausreichend Rechnung 
getragen.  
 
Darüber hinaus ist für die im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 01.26 geplanten Neu-
bauten und wesentliche Änderungen von öffentlichen Straßen (u.a. Bahnunterführung 
Bröltalstraße) eine gesonderte Beurteilung nach Verkehrslärmschutzverordnung - 16. 
BImSchV erforderlich. 
Um eine belastbare Grundlage für diese schalltechnische Berechnung zu schaffen, wur-
de eine Aktualisierung der Verkehrsuntersuchung unter Berücksichtigung des bereits re-
alisierten Kreisverkehrsplatzes und der Ertüchtigung der Anschlussstelle BAB 478 auf 
den Prognosehorizont 2025 im Jahr 2010 in Auftrag gegeben. 
Für die Beseitigung des plangleichen Bahnübergangs an der L 125 Bröltalstraße in 
Hennef Sieg und die damit verbundene Verlegung der L 125 Richtung Osten an den be-
reits vorhandenen Kreisverkehr Bröltalstraße wurde im September 2010 eine Schall-
technische Untersuchung durch das Büro ISU-Plan, Oberhausen für den Straßenver-
kehrslärm erstellt. 
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Die Verschwenkung der L 125 Bröltalstraße mit Unterführung der Bahnlinie und die 
dadurch verbundene stark veränderte Linienführung ist nach dem vorliegenden Gutach-
ten als erheblicher, baulicher Eingriff in die Substanz des Verkehrsweges im Sinne der 
Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) zu bewerten. Damit war im Rahmen der 
schalltechnischen Untersuchung zu prüfen, ob eine wesentliche Änderung gemäß §1 (2) 
der 16. BImSchV vorliegt und Maßnahmen der Lärmvorsorge zu treffen sind. 
Unter Berücksichtigung der geänderten Verkehrsführung liegen für insgesamt 7 Gebäu-
de Ansprüche auf Lärmvorsorge vor. Für diese Gebäude bestehen die Anspruchsvo-
raussetzungen auf passive Lärmschutzmaßnahmen: 
Bröltalstraße 12, Bröltalstraße 10, Bröltalstraße 8, Bröltalstraße 5b, Bröltalstraße 5c, Im 
Marienfried 41 und Im Marienfried 37. 
 
Ein passiver Lärmschutz für das Grundstück des Einwenders ist durch den Landesbe-
trieb auf Grundlage des Gutachtens Kramer Schalltechnik GmbH vom 29.05.2007 (Be-
richt 06 02 002/02) erfolgt. Dieser rechtliche Anspruch auf Lärmschutz resultierte aus der 
Baumaßnahme zum Bauabschnitt 1. Das Gebäude befindet sich jedoch außerhalb des 
jetzt betrachteten Bauabschnittes. 
 
Es ist verständlich, dass die Verkehrsbelastungen für den Anwohner sehr störend sind. 
Die heute vorhandene Verkehrsbelastung in diesem Bereich hat jedoch seinen Ursprung 
nicht in der 10. Änderung, sondern in dem allgemeinen Mobilitätsverhalten und den Ver-
kehrsmengen auf der Bröltalstraße. Die angedachten und zum Teil bereits umgesetzten 
Straßenbaumaßnahmen der 8. und 10. Änderung tragen zur Entspannung der vorhan-
denen Verkehrssituation bei und erhöhen die Verkehrssicherheit. 
 
Die Bedenken gegen die 10. Änderung werden daher zurückgewiesen, zumal sich der 
Einwender nicht gegen die Änderungsinhalte äußert, sondern die Verkehrsbelastung im 
Bereich des Autobahnanschlusses anspricht. Dies ist nicht Inhalt der 10. Änderung, die 
Verkehrsbelastungen in diesem Bereich werden durch die 10. Änderung auch nicht ver-
stärkt.  
 
Ein Ausbau der Zufahrt u.a. auch zum Grundstück des Einwenders um hier eine bessere 
Zufahrtsmöglichkeit zu gewährleisten ist in Planung und soll 2012 zur Ausführung kom-
men.  
 
Die Hinweise zur Regelung der Höchstgeschwindigkeit sind nicht Gegenstand der Bau-
leitplanung und können daher nicht in diesem Rahmen abgewogen werden. 
 
zu T1, Rhein-Sieg-Kreis 
mit Schreiben vom 27.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Hinweis zur Abwasserbeseitigung: 
Zur teilweisen Versickerung des anfallenden Niederschlagswasser über Mulden in das 
Grundwasser sind wasserrechtliche Erlaubnisse beim Rhein-Sieg-Kreis zu beantragen. 
 
Abwägung: 
Der Hinweis zur Beantragung der erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnis wird zur 
Kenntnis genommen.  
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zu T2, Landesbetrieb Straßenbau NRW 
mit Schreiben vom 26.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Es bestehen keine Bedenken. Kosten für Ausgleichs- und/ oder Ersatzmaßnahmen so-
wie für ein ggf. erforderliches Schallgutachten werden nicht übernommen. 
 
Abwägung: 
Die Frage der Kostentragung für Ausgleichs- und/ oder Ersatzmaßnahmen sowie für ein 
ggf. erforderliches Schallgutachten ist nicht Inhalt des Bauleitplanverfahrens. Dies wird 
gesondert mit dem Landesbetrieb geklärt. 
 
zu T3, Rhenag 
mit Schreiben vom 06.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Es bestehen keine Bedenken. Vorhandene Gas- und Wasserleitungen sind in ihrem Be-
stand zu sichern. Ein Gas- und Wasserübersichtsplan ist beigefügt. Im Zuge der Bau-
maßnahme sind Mitverlegungen vorgesehen. 
 
Abwägung: 
Die Leitungen liegen überwiegend innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen, so dass 
keine weitere planungsrechtliche Sicherung erforderlich ist. Die naturgemäß innerhalb 
privater Flächen verlaufenden Anschlussleitungen erfordern ebenfalls keine planungs-
rechtliche Sicherung.  
 
Einzig die 2007 errichteten Leitungen zur Versorgung des Supermarktes und des Gar-
tenbaumarktes westlich der Autobahn werden planungsrechtlich gesichert, da es sich 
hier um Versorgungsleitungen und nicht um einfache Hausanschlussleitungen handelt. 
 
zu T4, Wahnbachtalsperrenverband 
mit Schreiben vom 20.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Grundsätzlich bestehen keine Bedenken. 
Der Planbereich liegt außerhalb des Wasserschutzgebietes zur Trinkwassergewinnung 
im Hennefer Siegbogen. Versorgungsleitungen sind ebenfalls nicht vorhanden. Im vor-
liegenden Kartenausschnitt sind jedoch 3 Grundwassermessstellen an den Rändern des 
Plangebietes erkennbar. Die Messstellen Pd007 (WTV-Nummer) und Pd008 (WTV-
Nummer) befinden sich im Eigentum der Stadt Hennef, werden jedoch vom Wahnbach-
talsperrenverband im Rahmen des Grundwassermonitorings überwacht. Die Wasser-
stände an der Messstelle Pe002 werden zurzeit vom Wahnbachtalsperrenverband nicht 
erfasst. Nach den Ausführungen der Antragsunterlagen sind diese jedoch von den ge-
planten Maßnahmen nicht betroffen. Grundsätzlich sollten diese aber erhalten bleiben. 
 
Abwägung: 
Die Grundwassermessstellen sind bereits als Hinweis im Rahmen der 8. Änderung in 
den Bebauungsplan textlich und zeichnerisch übernommen worden. Von den derzeitigen 
geplanten Maßnahmen sind diese jedoch nicht betroffen.  
 
Textlich ist bereits der folgende Hinweis im Rahmen der 8. Änderung aufgenommen 
worden, welcher auch weiterhin unverändert gilt (hier erfolgen nur Ergänzungen im 
Rahmen der 10. Änderung):  
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Im Plangebiet befinden sich mehrere Grundwassermessstellen des Wahnbachtalsper-
renverbandes, die in der Planzeichnung eingetragen sind. Falls ein Erhalt nicht möglich 
ist, ist eine ordnungsgemäße Beseitigung gemäß DVGW-Arbeitsblatt W 135 „Sanierung 
und Rückbau von Bohrungen, Grundwassermessstellen und Brunnen“ durchzuführen.  
 
Die hier beschriebenen Grundwassermessstellen sind bereits nachrichtlich in der Plan-
zeichnung dargestellt.  
 
zu T5, RSAG 
mit Schreiben vom 24.10.2011 
 
Stellungnahme: 
Grundsätzlich bestehen keine Bedenken. 
Es wird um Beachtung folgender Hinweise gebeten: 

1. Die Erschließung mit Straßen, Wohnwegen, Wendekreisen und Wendehämmern ist 
so anzulegen, dass die Fahrbahnbreite eine reibungslose Müll- und Sperrgutabfuhr – 
auch mit Dreiachser-Großraumwagen – gewährleistet. 

2. Straßeneinmündungen sind mit Eckausrundung vorzusehen und auszuführen, Stich-
straßen sind mit Wendeanlagen (Wendekreis oder -hammer) zu planen und zu errich-
ten. Insbesondere Wendekreise bedürfen dabei es Radius von 9,00 m. 

3. Es können der Wendehämmer für Dreiachser-Müllgroßraumfahrzeuge benutzt wer-
den. 

4. Sollte den Vorschriften der UVV der Entsorgungsfahrzeuge nicht entsprochen wer-
den, so kann eine Abfallentsorgung an dem Grundstück nicht erfolgen. In der Pla-
nung müsste ein Stellplatz für Abfallbehälter im Straßeneinmündungsbereich berück-
sichtigt werden.  

5. Weiterhin gilt, dass Abfall nur dann abgeholt werden darf, wenn die Zufahrt zu Müll-
behälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. 
Ausgenommen ist ein kurzes Zurückstoßen, wenn es für den Ladegang erforderlich 
ist. 

 
Abwägung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die im Geltungsbereich befindlichen Verkehrsflächen sind überwiegend bereits gebaut. 
Die 10. Änderung behandelt lediglich planungsrechtliche Ergänzungen zum Ausgleich 
und Verkehrslärm im Bereich der Unterführung. Die Bemessung der Verkehrsfläche in 
diesem Bereich ist ausreichend dimensioniert, so dass auch Müllfahrzeuge problemlos 
passieren können.  
 
 

1.2 Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichen Aus-

legung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

 
zu B1 
mit Schreiben vom 14.01.2012 
 
Stellungnahme: 
Der Einwender verweist auf seinen Einspruch gemäß den Schreiben vom 06.10.2011, 
23.10.2011 und 14.12.2011 und wiederholt diesen erneut. 
 
Abwägung: 
Bereits im Dezember 2006 wurde die Satzung zur 8. Änderung des Bebauungsplanes 
01.26 beschlossen und mit der Bekanntmachung am 21.02.2007 wurde der Plan  
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rechtswirksam. Ziel und Zweck der damaligen 8. Bebauungsplanänderung war die ver-
kehrliche und städtebauliche Neuordnung der Stadteinfahrt Hennefs an der Bröltalstra-
ße.  
 
Dabei wurden insbesondere der Ausbau der lichtsignalgesteuerten Kreuzung im Knoten 
B 478/ ASS Hennef-Ost sowie die Beseitigung des Bahnübergangs an der Bahnstrecke 
Köln – Hennef – Eitorf – Siegen als Maßnahmen bestimmt. Parallel zum damaligen Be-
bauungsplanänderungsverfahren wurde die Entwurfsplanung der klassifizierten Straßen 
L 333, L 125 und B 478 erstellt und als Verkehrsflächen in den Bebauungsplan über-
nommen. Zum damaligen Zeitpunkt wurde davon ausgegangen, dass die Rechtskraft für 
die klassifizierten Straßen durch ein Planfeststellungsverfahren erfolgt. Mittlerweile ist 
der Umbau der Anschlussstelle Hennef-Ost (1. Bauabschnitt) vom Landesbetrieb Stra-
ßenbau Nordrhein-Westfalen (Straßen.NRW) im Jahr 2007 auf Grundlage des rechts-
kräftigen Bebauungsplanes 1.26, 8. Änderung, realisiert worden. Im Bereich der Bahn-
unterführung haben sich jedoch abweichend von den damals festgelegten Verfahrens-
weisen die planungsrechtlichen Voraussetzungen geändert, welche nun durch die ver-
bindliche Bauleitplanung und die hier dargestellte 10. Änderung geschaffen werden sol-
len. Zudem sind die aktuellen Verkehrsdaten und die darauf aufbauenden Ergebnisse 
des Lärmgutachtens im Bebauungsplanverfahren zu berücksichtigen.  
 
Heute stellt die Bahnstrecke Köln - Hennef - Eitorf - Siegen eine Zäsur im Stadtgefüge 
Hennefs dar. Die südlichen und östlichen Stadtviertel und Ortschaften werden durch die 
Bahnstrecke vom zentralen Bereich an der Frankfurter Straße getrennt. Durch die 
Schließungszeiten an den Bahnübergängen Bröltalstraße und Frankfurter Straße sind 
deutliche Einschränkungen der verkehrlichen Verbindungen über die Bahnstrecke hin-
weg gegeben. Der Neubau einer planfreien Querung an der Bröltalstraße als Unterfüh-
rung der L 125 unter der Bahnstrecke dient also einer Minderung der verkehrlichen 
Auswirkungen und so auch einer Entspannung der vorhandenen Verkehrssituation. Die-
ser Neubau der Unterführung ist jedoch nur durch Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen im Rahmen der 10. Änderung möglich. 
 
Die Bedenken werden daher zurückgewiesen. 
 
Die Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse ist eine zentrale Aufgabe der Bauleitplanung und auch in dieser Bebau-
ungsplanänderung berücksichtigt.  
 
Im Rahmen der 10. Änderung wurde das vorhandene Lärmgutachten hinsichtlich Ver-
kehrslärm aufgrund der aktuell vorliegenden Verkehrsprognosezahlen angepasst (siehe 
Schalltechnische Untersuchung zur Verkehrsgeräuschsituation innerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 01.26 (10. Änderung) „Frankfurter Straße / Bröltalstraße / kleine Umge-
hung“ (Stand 11/2010) der Stadt Hennef, Bericht Nr. 11 02 001/01, Kramer Schalltechnik 
GmbH, März 2011). Dabei werden im Bereich der Baugebiete im Plangebiet Lärmpegel 
von > 65-70 dB(A) tags und > 60-65 dB(A) nachts an den unmittelbar an die Straßen 
angrenzenden Baugrenzen erreicht, die Lärmpegel nehmen mit zunehmendem Abstand 
zur Straße entsprechend ab.  
 
Die in der Bauleitplanung als Anhaltswerte zu betrachtenden Orientierungswerte der DIN 
18005 sind vorrangig von Bedeutung für die Planung von Neubaugebieten mit schutz-
bedürftigen Nutzungen. In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Be-
bauung, bestehenden Verkehrswegen und Gemengelagen lassen sich die Orientie-
rungswerte oft nicht einhalten. Dies ist auch in dem hier vorliegenden Bebauungsplan 
der Fall.  
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Aufgrund der im Gutachten ermittelten Verkehrsbelastungen in den WA- und MI-
Gebieten werden diese am Tage und zur Nachtzeit deutlich überschritten. Auch im 
überwiegenden Bereich der GE- und SO-Gebiete werden die Orientierungswerte tags 
und nachts überschritten.  
Aktive Schallschutzmaßnahmen, mit dem Ziel die Verkehrsgeräusche wirkungsvoll ab-
zuschirmen, sind aufgrund der konkreten städtebaulichen Bestandssituation mit den ge-
gebenen Abstandsverhältnissen und den Bauhöhen der Bestandsgebäude praktisch 
nicht realisierbar.  
 
Zum Schutz der Bebauung vor unzumutbaren Lärmbeeinträchtigungen durch die prog-
nostizierte Verkehrsbelastung sind daher im vorliegenden Bebauungsplan sogenannte 
Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109 gekennzeichnet. Diese ’Lärmpegelbereiche’ (I-VII) 
sind einem ’maßgeblichen Außenlärmpegel’ zugeordnet, die im vorliegenden Fall vom 
Lärmgutachter ermittelt wurden. In Abhängigkeit von den festgesetzten Lärmpegelberei-
chen sind gem. DIN 4109 unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten An-
forderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile einzuhalten.  
 
Für den vorliegenden Bebauungsplan wurden in der Schalltechnischen Untersuchung 
zum Bebauungsplan Nr. 01.26 (8. Änderung) von der Kramer Schalltechnik GmbH die 
Lärmpegelbereiche III bis V für die Bebauung entlang der Bröltalstraße und Straße ’An 
der Brölbahn’ ermittelt und im Zuge der 10. Änderung an die aktuellen Verkehrsdaten 
angepasst. 
Anhand dieser Lärmpegelbereiche können im konkreten Einzelfall (Baugenehmigung) 
relativ einfach die Anforderung an die Luftschalldämmung und das erforderliche resultie-
rende Schalldämm-Maß von verschiedenen Wand/Fensterkombinationen nachgewiesen 
werden.  
 
Auf Ebene der Bauleitplanung ist daher dem Immissionsschutz ausreichend Rechnung 
getragen.  
 
Darüber hinaus ist für die im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 01.26 geplanten Neu-
bauten und wesentliche Änderungen von öffentlichen Straßen (u.a. Bahnunterführung 
Bröltalstraße) eine gesonderte Beurteilung nach Verkehrslärmschutzverordnung - 16. 
BImSchV erforderlich. 
Um eine belastbare Grundlage für diese schalltechnische Berechnung zu schaffen, wur-
de eine Aktualisierung der Verkehrsuntersuchung unter Berücksichtigung des bereits re-
alisierten Kreisverkehrsplatzes und der Ertüchtigung der Anschlussstelle BAB 478 auf 
den Prognosehorizont 2025 im Jahr 2010 in Auftrag gegeben. 
 
Für die Beseitigung des plangleichen Bahnübergangs an der L 125 Bröltalstraße in 
Hennef Sieg und die damit verbundene Verlegung der L 125 Richtung Osten an den be-
reits vorhandenen Kreisverkehr Bröltalstraße wurde im September 2010 eine Schall-
technische Untersuchung durch das Büro ISU-Plan, Oberhausen für den Straßenver-
kehrslärm erstellt. 
Die Verschwenkung der L 125 Bröltalstraße mit Unterführung der Bahnlinie und die 
dadurch verbundene stark veränderte Linienführung ist nach dem vorliegenden Gutach-
ten als erheblicher, baulicher Eingriff in die Substanz des Verkehrsweges im Sinne der 
Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) zu bewerten. Damit war im Rahmen der 
schalltechnischen Untersuchung zu prüfen, ob eine wesentliche Änderung gemäß §1 (2) 
der 16. BImSchV vorliegt und Maßnahmen der Lärmvorsorge zu treffen sind. 
 
Unter Berücksichtigung der geänderten Verkehrsführung liegen für insgesamt 7 Gebäu-
de Ansprüche auf Lärmvorsorge vor. Für diese Gebäude bestehen die Anspruchsvo-
raussetzungen auf passive Lärmschutzmaßnahmen: 
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Bröltalstraße 12, Bröltalstraße 10, Bröltalstraße 8, Bröltalstraße 5b, Bröltalstraße 5c, Im 
Marienfried 41 und Im Marienfried 37. 
 
Ein passiver Lärmschutz für das Grundstück des Einwenders ist durch den Landesbe-
trieb auf Grundlage des Gutachtens Kramer Schalltechnik GmbH vom 29.05.2007 (Be-
richt 06 02 002/02) erfolgt. Dieser rechtliche Anspruch auf Lärmschutz resultierte aus der 
Baumaßnahme zum Bauabschnitt 1. Das Gebäude befindet sich jedoch außerhalb des 
jetzt betrachteten Bauabschnittes. 
 
Es ist verständlich, dass die Verkehrsbelastungen für den Anwohner sehr störend sind. 
Die heute vorhandene Verkehrsbelastung in diesem Bereich hat jedoch seinen Ursprung 
nicht in der 10. Änderung, sondern in dem allgemeinen Mobilitätsverhalten und den Ver-
kehrsmengen auf der Bröltalstraße. Die angedachten und zum Teil bereits umgesetzten 
Straßenbaumaßnahmen der 8. und 10. Änderung tragen zur Minderung der zur Ent-
spannung der vorhandenen Verkehrssituation bei und erhöhen die Verkehrssicherheit. 
 
Die bereits ausgebaute Zufahrt u.a. auch zum Grundstück des Einwenders soll hier eine 
bessere Zufahrtsmöglichkeit gewährleisten.  
 
Die Bedenken gegen die 10. Änderung werden daher zurückgewiesen, zumal sich der 
Einwender nicht gegen die Änderungsinhalte äußert, sondern die Verkehrsbelastung im 
Bereich des Autobahnanschlusses anspricht. Dies ist nicht Inhalt der 10. Änderung, die 
Verkehrsbelastungen in diesem Bereich werden durch die 10. Änderung auch nicht ver-
stärkt.  
 
zu T1, Rhein-Sieg-Kreis 
mit Schreiben vom 15.02.2012 
 
Stellungnahme: 
Wie bereits im Verfahren gem. § 4 (1) BauGB darauf hingewiesen, sind für die geplanten 
Versickerungen des Niederschlagswassers über Mulden in das Grundwasser wasser-
rechtliche Erlaubnisse beim Rhein-Sieg-Kreis zu beantragen. 
 
Abwägung: 
Der Hinweis zur Beantragung der erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnis wird zur 
Kenntnis genommen.  
 
zu T2, ARS - AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH 
mit Schreiben vom 08.02.2012 
 
Stellungnahme: 
Es werden grundsätzlich keine Bedenken erhoben.  
Da es sich um einen Ausbau der lichtsignalgesteuerten Kreuzung im Knoten B 478/ ASS 
Hennef-Ost - südwestliche Rampe sowie die Beseitigung des Bahnübergangs an der 
Bahnstrecke handelt, wird nur der Verkehrsfluss eingeschränkt. 
 
Fahrzeuge dürfen gemäß § 45 UVV „Fahrzeuge“ (BGV D29) grundsätzlich nur auf 
Fahrwegen oder in Bereich betrieben werden, die ein sicheres Fahren ermöglichen. 
Auch aus Sicht von § 3 Abs. 1 Betriebssicherheitsverordnung darf der Arbeitgeber Ab-
fallsammelfahrzeuge nur auf Straßen einsetzen, auf denen er einen gefahrenlosen Be-
trieb sicherstellen kann.  
 
Die lichte Durchfahrtshöhe muss mindestens 4 m zzgl. Sicherheitsabstand aufweisen.  
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Dächer, Äste von Bäumen, Straßenlaternen usw. dürfen nicht in das Lichtraumprofil ra-
gen, da bei einer Kollision die Gefahr besteht, dass sicherheitstechnisch wichtige Bau-
elemente am Abfallsammelfahrzeug unbemerkt beschädigt werden können und die Mit-
arbeiter gefährden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Abfall nach den geltenden Arbeitsschutzvorschriften 
gemäß § 16 UVV „Müllbeseitigung“ (BGV C27) nur abgeholt werden darf, wenn die Zu-
fahrt zu Abfallbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwärtsfahren nicht er-
forderlich ist. Die identische Forderung ergibt sich aus § 4 Abs. 3 Betriebssicherheitsver-
ordnung. 
 
Weitere sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwege für die Samm-
lung von Abfällen können der BGI 5104 entnommen werden. 
 
Sollte den berufsgenossenschaftlichen Vorschriften für Abfallsammelfahrzeuge nicht 
entsprochen werden, so kann eine Abfallentsorgung an dem Grundstück nicht gewähr-
leistet werden.  
 
Abwägung: 
Die aufgeführten Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die im Geltungsbereich befindlichen Verkehrsflächen sind überwiegend bereits gebaut. 
In der 10. Änderung werden lediglich planungsrechtliche Ergänzungen zum Ausgleich 
und Verkehrslärm behandelt sowie flächenmäßig die geplanten Notwege im Bereich der 
Unterführung berücksichtigt. Die Bemessung der Verkehrsfläche in diesem Bereich ist 
ausreichend dimensioniert, so dass auch Müllfahrzeuge problemlos passieren können. 
Regelungen zur Durchfahrtshöhe werden nicht getroffen, die vorgebrachten Hinweise 
sind im Rahmen der nachfolgenden Ausführungsplanung zu berücksichtigen. 

 

 

1.3  Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der erneuten Öffentli-

chen Auslegung gem. § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB 

 

zu T1, Straßen.NRW 
mit Schreiben vom 20.06.2014 
 
Stellungnahme: 
Im Vorfeld fand zwischen der Straßenbauverwaltung und der Stadt Hennef ein intensiver 
Austausch von Informationen statt. 
Die durch die Straßenbauverwaltung gelieferten Zahlen, Fakten, Texte und Planunterla-
gen waren in der Bauleitplanung der Stadt Hennef zu berücksichtigen und einzubringen.  
Unter dieser Voraussetzung, dass das geschehen ist, sieht der LS NRW keine Beden-
ken gegen die 10. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.26. 
Sollten sich dennoch Widersprüchlichkeiten ergeben, so gehen die Kosten, die sich 
auch Gegenmaßnahmen ergeben, alleine zu Lasten der Stadt Hennef 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
zu T2, Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 
mit Schreiben vom 22.05.2014 
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Stellungnahme: 
Zu dem Änderungsvorhaben werden aus bergbehördlicher Sicht keine Bedenken vorge-
tragen. Zu den bergbaulichen Verhältnissen folgende Hinweise: 
Das o.a. Vorhaben befindet sich außerhalb aufrechterhaltener Bergwerksfelder. 
Nach den hier vorliegenden Unterlagen ist im Bereich des Bebauungsplangebietes kein 
Bergbau umgegangen.  
 
Abwägung: 
Die aufgeführten Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 

2. Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.2004 (BGBI. I S.2141), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
15.07.2014 (BGBI I S. 954) und § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- 
Westfalen (GO NW) in der Fassung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S.666/SGV.NW 
2023), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 19.12.2013 (GV.NRW. S. 
878) werden die 10. Änderung des Bebauungsplans Nr. 01.26 Hennef (Sieg) – 
Frankfurter Straße / Bröltalstraße / Kleine Umgehung mit Text als Satzung und die 
Begründung hierzu nebst Umweltbericht beschlossen. 

 
 
 
Begründung 

 
Die Abwägungsvorschläge zu den eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteili-
gung, der Offenlage und der erneuten Öffentlichen Auslegung gem. § 4a Abs. 3 BauGB sind in 
den Sitzungen des Ausschusses für Stadtgestaltung und Planung am 07.12.2011 (Abstim-
mungsergebnis: einstimmig), am 09.04.2017 (Abstimmungsergebnis: einstimmig) und am 
17.09.2014 (Abstimmungsergebnis: einstimmig) beraten worden. Sie werden nunmehr dem Rat 
der Stadt Hennef zum Beschluss empfohlen.  
 
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt 

 

 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme 

 
 
Bei planungsrelevanten Vorhaben 

 
Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben 

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 
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Mitzeichnung: 
 
Name:  Paraphe:  Name:  Paraphe: 

      
 

           

      

 
           

      

 
           

 
 
 
Hennef (Sieg), den 09.10.2014 
 
 
 
 
 
 
 
K. Pipke  
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